
 

 
Konferenz des Chefs des Bundeskanzleramtes mit den 

Chefinnen und Chefs der Staats- und Senatskanzleien der 

Länder am 25. Mai 2020 
 

 

Beschluss   
  

TOP 1: Kontaktbeschränkungen  

  

Die Zahl der SARS-CoV2-Neuinfektionen in Deutschland ist auch einen Monat 

nach Beginn der Lockerungsmaßnahmen auf niedrigem Niveau. Dieser Erfolg 

beruht wesentlich darauf, dass in den letzten Wochen in allen relevanten Bereichen 

Abstands- und Hygieneregeln gut umgesetzt und eingehalten worden sind. Dafür 

gilt allen Bürgerinnen und Bürgern, die dies möglich gemacht haben und die diese 

Regeln konsequent einhalten ein herzlicher Dank.   

Das Virus ist aber weiterhin da und breitet sich ohne solche Maßnahmen sehr 

schnell aus – das war vor den Beschränkungen Mitte März in Deutschland sowie in 

vielen anderen Staaten eindrücklich zu sehen und zeigt sich auch jetzt durch lokale 

Ausbrüche in Einrichtungen oder bei Zusammenkünften.  

Deshalb ist es gerade angesichts der schrittweisen Öffnung aller Lebensbereiche 

und damit verbundenen Zunahme an Kontakten wesentlich, dass die Abstands- 

und Hygieneregeln so lange in das Alltagsleben integriert bleiben, wie die 

Pandemie nicht durch einen Impfstoff oder ein Heilmittel überwunden ist. Solange 

ist auch die Nachverfolgbarkeit von Kontakten zu gewährleisten.  

Für die Wirtschaft sowie die unterschiedlichsten öffentlichen Bereiche wie zum 

Beispiel Sport, Kultur oder Verkehr haben Bund und Länder Abstands- und 

Hygienekonzepte mit den jeweiligen Betroffenen abgestimmt und diese werden mit 

den Öffnungen umgesetzt. Für den Aufenthalt im öffentlichen Raum gelten die 

verbindlichen Kontaktbeschränkungen, die von der Bundeskanzlerin und den 

Regierungschefinnen und -chefs der Länder zunächst bis 5. Juni vereinbart und 

durch Verordnungen oder Allgemeinverfügungen der Länder umgesetzt wurden.  

Vor diesem Hintergrund beschließen der Chef des Bundeskanzleramtes und die 

Chefinnen und Chefs der Staats- und Senatskanzleien der Länder:  

1. Um eine Ausbreitung des SARS-CoV2-Virus zu verhindern und sich 

individuell vor einer Infektion zu schützen, haben Bürgerinnen und Bürger 

weiter grundsätzlich einen Mindestabstand von 1,5 Metern einzuhalten. 

Diese Maßnahme wird ergänzt durch eine Maskenpflicht in bestimmten 

öffentlichen Bereichen.  



  
  

2. Um das Infektionsrisiko gering zu halten, werden die verbindlichen 

Kontaktbeschränkungen jedenfalls bis 29. Juni fortgeschrieben. Die Länder 

können den Aufenthalt im öffentlichen Raum nunmehr mit bis zu 10 

Personen oder den Angehörigen zweier Hausstände gestatten.   

3. Die Zahl der Menschen, zu denen man Kontakt hat, ist möglichst gering zu 

halten und der Personenkreis ist möglichst konstant zu belassen.   

4. Auch bei privaten Zusammenkünften zu Hause in geschlossenen Räumen 

sollen die Hygiene- und Abstandsregeln umgesetzt werden, sowie die Zahl 

der Personen an der Möglichkeit zur Einhaltung der Abstandsregel 

bemessen werden und für ausreichend Belüftung gesorgt werden. Die Zahl 

der Personen soll entsprechend beschränkt. Wo die Möglichkeit besteht, 

sollen die privaten Zusammenkünfte im Freien abgehalten werden, da hier 

ein erheblich geringeres Infektionsrisiko besteht. Die Nachvollziehbarkeit der 

Teilnehmer soll gewährleistet sein.  

5. Der Kita- und Schulbetrieb sowie Veranstaltungen und Versammlungen, für 

die ein eigenes Hygienekonzept umgesetzt wird, sind gesondert zu 

betrachten.  

6. Dort, wo die regionale Dynamik im Infektionsgeschehen dies erfordert, sollen 

im Rahmen der vorzusehenden Maßnahmen weitergehende 

Kontaktbeschränkungen erlassen werden, um den Ausbruch einzudämmen 

und ein überregionales Infektionsgeschehen zu verhindern.  

 

Protokollerklärungen: 

TH: Nach Auffassung des Freistaats Thüringen ist das Ausmaß des Infektionsgeschehens (u.a. 
Entwicklung des Reproduktionsfaktors, Verhältnis von Neuinfizierten zu Genesenen, Zeitraum 
für die Verdoppelung der Infektionszahlen) maßgeblich für den Erlass 
grundrechteeinschränkender Eindämmungsverordnungen aus Basis des 
Infektionsschutzsgesetzes. Zeichnet sich deutlich ab, dass ein 
flächendeckendes Infektionsgeschehen zum Erliegen kommt, dann gebietet es der Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit, dass die Einschränkungen sich daran zu orientieren zu haben. 
Thüringen behält sich daher vor, abweichende Regelungen für den Aufenthalt im öffentlichen 
Raum (Ziffer 2) zu beschließen, sofern dies das Infektionsgeschehen zulässt. Für private 
Zusammenkünfte zu Hause sieht Thüringen derzeit aufgrund des aktuellen 
Infektionsgeschehens die Möglichkeit auf besondere Beschränkungen des Kontaktverhaltens 
zu verzichten, sondern auf allgemeine Hygiene- und Verhaltensmaßgaben zu verweisen. 
Thüringen spricht sich weiterhin dafür aus, im privaten Raum auf die Eigenverantwortung und 
das selbstverantwortliche Maßhalten der Bürgerinnen und Bürger zu vertrauen. 

HE: Hessen hält bis auf Weiteres an der Beschränkung auf Personen alleine oder gemeinsam 

mit einer weiteren Person oder Angehörigen des eigenen und eines weiteren Hausstandes fest. 

NI: Niedersachsen behält sich vor, bei seiner auf 2 Haushalte beschränkten geltenden 
Regelung zu bleiben. 

 


